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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der Westeuropäischen Union für 
die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1992 


i. Allgemeines 

Das zweite Halbjahr der deutschen WEU-Präsident- 
schaft stand ganz im Zeichen der Umsetzung der 
Beschlüsse von Maastricht zum Ausbau der WEU zur 
Verteidigungskomponente der Europäischen Union 
und zum europäischen Pfeiler der Atlantischen Alli- 
anz. Das Ergebnis dieser Arbeiten findet ihren Aus- 
druck in der vom Ministerrat der WEU am 19. Juni 
1992 verabschiedeten Petersberg-Erklänmg, die ei- 
nen Markstein auf dem Weg Europas hin zu einer 
gemeinsamen Sicherheitspolitik und Verteidigung 
darstellt. 

Die Petersberg-Erklärung befaßt sich mit dem Ausbau 
der Beziehungen der WEU zur Europäischen Gemein- 
schaft/Europäischen Union und zur Allianz, mit der 
Stärkung der operationeilen Rolle der WEU sowie mit 
den Modalitäten der beabsichtigten Erweiterung der 
WEU. Die Erweiterung zielt mittelfristig auf eine 
parallele Mitgliedsstruktur der Europäischen Union 
und der WEU. Durch die Schaffung eines Assozi- 
ierungstatus für die europäischen Alliierten, die nicht 
der WEU angehören, wird gleichzeitig unter Wahrung 
von Transparenz und Komplementarität zur Atlanti- 
schen Allianz gesichert, daß die WEU auch ihre 
Funktion als europäischer Pfeiler im Atlantischen 
Bündnis erfüllen kann. 

Neben der Festigung und dem Ausbau der Rolle der 
WEU in der neuen europäischen Sicherheitsarchitek- 
tur waren die Beziehungen der WEU zu den Staaten 
Zentraleuropas sowie mögliche Beiträge der WEU zu 
den internationcden Bemühungen um Frieden im 


ehemaligen Jugoslawien weitere Schwerpunkte der 
Arbeit. 

Die WEU hat während der deutschen Präsidentschaft 
Beschlüsse gefaßt, die die Entwicklung der Organisa- 
tion in den kommenden Jahren bestimmen werden. 
Sie hat damit einen beachtlichen Beitrag zur europäi- 
schen Integration geleistet. 

Die Rolle der WEU als integraler Bestandteil des 
Prozesses der Entwicklung der Europäischen Union ist 
heute unbestritten; ihr Gewicht in der neuen europäi- 
schen Sicherheitsarchitektur ist gewachsen: sie hat 
neben der NATO, der EG, der KSZE und dem Euro- 
parat ihren Platz gefestigt. 


II. Die wichtigsten Ereignisse 

Die WEU -Außenminister hatten in ihren beiden 
Erklärungen, die sie am Rande des Europäischen 
Rates in Maastricht am 10. Dezember 1991 beschlos- 
sen, den Weg für die weitere Entwicklung der WEU 
gewiesen. Die Sonderarbeitsgruppe des Rates (SWG) 
nahm unverzüglich und energisch die Umsetzung 
dieser Erklärungen in Angriff. Das Ergebnis der 
Arbeiten fand in den konkreten Vorschlägen der auf 
dem ordentlichen Ministerrat auf dem Petersberg bei 
Bonn am 19. Juni 1992 beschlossenen, dreiteiligen 
„Petersberg-Erklärung" ihren Niederschlag (s. Bulle- 
tin Nr. 68 des BPA vom 23. Juni 1992). 

Hervorzuheben sind in Teil I dieser Erklärung die 
Vorschläge für eine intensivere Zusammenarbeit der 
WEU mit den Gremien der EG/EU und der Atlanti- 
schen Allianz, insbesondere zwischen den Räten und 


Zugeleitet mit Schreiben der Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Ursula Seile r-Albring, vom 1 0. August 1 992 
gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. Februar 1 967 — Drucksache V/1010 — und vom 28. April 
1967 — Drucksache V/1653 — . 



Drucksache 12/3169 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


den Generalsekretariaten sowie hinsichtlich der 
Abstimmung von Terminen und Orten von Tagungen. 
Der WEU-Generalsekretär wurde beauftragt, mit den 
Sekretariaten der EG/EU und der NATO Verbindung 
aufzunehmen mit dem Ziel, gemeinsam mögÜche 
Maßnahmen zu prüfen. 

Der von den Ministem beschlossene Umzug des Rates 
und des Generalsekretärs der WEU von London nach 
Brüssel zum 1. Januar 1993 wird die Voraussetzungen 
für engere Arbeitsbeziehungen der WEU mit der 
EG/EU und der NATO entscheidend verbessern. 

Von beträchtlicher Tragweite für das Verhältnis zwi- 
schen WEU und Allianz ist der Beschluß, daß in der 
WEU vereinbarte gemeinsame Positionen von der 
WEU-Präsidentschaft künftig in den Konsultations- 
prozeß der Allianz eingeführt werden können. Die 
Zusammenarbeit der WEU mit der NATO soll dabei 
von den Prinzipien der Komplementarität und Trans- 
parenz geprägt sein. 

Die in Teil II der Petersberg-Erklärung beschlossenen 
Maßnahmen zur Stärkung der Operationellen Rolle 
der WEU werden das Gesicht der Organisation verän- 
dern: war sie bislang eher eine Institution der Abstim- 
mimg in sicherheits- und verteidigungspolitischen 
Fragen, so bereitet sich die WEU nun auf ihre Rolle als 
Verteidigungskomponente der Europäischen Union 
und als Instrument zur Stärkimg des europäischen 
Pfeilers der Allianz vor. 

Ein Schwerpimkt war die Festlegung von Aufgaben 
der militärischen Einheiten, die der WEU zugeordnet 
werden sollen. Sie können im Falle eines Angriffs auf 
ein Mitgliedsland für die gemeinsame Verteidigung in 
Übereinstimmung mit Artikel 5 des Washingtoner 
Vertrages bzw. Artikel V der geänderten Brüsseler 
Verträge eingesetzt werden. In Ergänzung ihres Ver- 
teidigungsauftrages könnten sie in Zukunft auch für 
folgende Aufgaben Verwendung finden: 

— humanitäre Aufgaben und Rettungs einsätz e, 

— friedenserhaltende Aufgaben, 

— Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigimg, 
einschl. Maßnahmen zur Herbeiführung des Frie- 
dens. 

Diese Einsätze müssen im Einklang mit den Bestim- 
mungen der Charta der Vereinten Nationen stehen 
und im WEU-Rat im Konsens beschlossen werden. 
Jeder Mitgliedstaat entscheidet souverän imd ent- 
sprechend seiner eigenen Verfassungslage, ob er sich 
an einer Aktion der WEU militärisch beteiligen will. 

Die WEU-Mitgliedstaaten haben ihre Absicht bekun- 
det, der WEU Einheiten ihrer konventionellen Streit- 
kräfte für künftige Aufgaben zuzuordnen. Deutsch- 
land und Frankreich haben dafür unter anderem das 
deutsch-französische Eurokorps benannt? sie haben 
andere Partner zur Teilnahme am Eurokorps eingela- 
den. 

Des weiteren beschlossen die Minister die Einrichtung 
einer militärischen Planungszelle, die mit dem Rat und 
mit dem Generalsekretariat in Brüssel in einem 
gemeinsamen Gebäude unter gebracht werden soll. 


Die Generalstabschefs der WEU-Staaten haben sich 
im zweiten Halbjahr am 27. Januar und 21. Mai 1992 
in Bonn getroffen, um die Pläne für eine Stärkung der 
Operationellen Rolle der WEU zu diskutieren. Bundes- 
kanzler Kohl empfing beim ersten Treffen die Teilneh- 
mer und hielt eine Ansprache (s. Bulletin Nr. 11 des 
BPA vom 31. Januar 1992). Die Minister vereinbarten 
im Juni, daß die Generalstabschefs in Zukunft an den 
ordentlichen Ministerräten teilnehmen und sich vor 
ordentlichen Ministerräten sowie, falls notwendig, auf 
ad hoc-Basis treffen. Dem Ständigen Rat werden nach 
dem Umzug nach Brüssel militärische Berater zur 
Einbringimg militärischen Sachverstands beigeord- 
net. 

Mit diesen Beschlüssen erhält die WEU eine neue 
sicherheitspolitische imd militärische Qualität. Sie ist 
künftig bereit, im Rahmen der neuen europäischen 
Sicherheitsarchitektur auf einer Fall-zu-FaU-Basis 
und in Übereinstimmimg mit ihren eigenen Prozedu- 
ren dem Sicherheitsrat der VN oder der KSZE bei der 
Durchführung von Konfliktverhütungs- imd Krisenbe- 
wältigungsmaßnahmen einschließlich friedenserhal- 
tender und unter besonderer Voraussetzung auch 
friedensschaffender Aktivitäten Unterstützung zu 
gewähren. 

In Teil III der Petersberg-Erklärung konkretisierte der 
WEU- Ministerrat die in Maastricht ausgesprochene 
Einladung an die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union bzw. an die europäischen Mitgliedstaaten der 
Allianz, die nicht der WEU angehören, zum Beitritt in 
die WEU als Voll- oder assoziierte Mitglieder bzw. zur 
Teilnahme als Beobachter. Rechte und Pflichten künf- 
tiger Voll- bzw. assoziierter Mitglieder und von Beob- 
achtern wurden im Einzelnen festgelegt. Sie sind 
damit Teil des „acquis" der WEU, der von den neuen 
Voll- und assoziierten Mitgliedern zu übernehmen 
ist. 

Der Status eines assoziierten Mitglieds kommt dem 
eines Mitgliedlandes sehr nahe. Assoziierte können 
praktisch unbeschränkt an den Sitzungen des Rats der 
WEU und seiner Arbeitsgruppen teil nehmen und 
werden auch an den künftigen militärischen Planun- 
gen der WEU durch eine Liaisonregelung beteiligt. 

Mit diesen Beschlüssen wird die WEU in die Lage 
versetzt, ihrer Rolle im Hinblick auf die Europäische 
Union wie auch der Allianz gerecht zu werden. Sie 
stellen einen fairen Kompromiß zwischen den Interes- 
sen der Altmitglieder und denen der neu hinzukom- 
menden Staaten dar. Mittelfristig wird dadurch eine 
parallele Mitgliederstruktur für die Europäische 
Union und die WEU ermöglicht. Durch die Schaffung 
des Assoziierungsstatus wird gleichzeitig eine enge 
Zusammenarbeit im Rahmen der WEU zwischen allen 
europäischen Mitgliedstaaten der NATO gesichert. 

Neben der Stärkung der Rolle der WEU blieb im 
Berichtszeitraum der Ausbau der Beziehungen der 
WEU zu den Staaten in Zentraleuropa ein wichtiges 
Ziel der deutschen Präsidentschaft. Dabei ging es um 
die Intensivienmg der Zusammenarbeit mit denj eni- 
gen Staaten, die die Kooperation und auf lange Sicht 
die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft 
suchen. Höhepunkt dieser Bemühungen war das 
Sonder-Ministertreffen mit acht zentraleuropäischen 
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Staaten am 19. Juni 1992 in Bonn (nach dem ordent- 
lichen Ministerrat). Bei diesem Treffen wurde deut- 
lich, daß sich die aktuellen Sicherheitsinteressen aller 
Teilnehmerstaaten weitgehend gleichen. Das kon- 
frontative Denken gehört der Vergangenheit an. Alle 
Teilnehmer betonten die überragende Bedeutung der 
KSZE für die Schaffung einer gesamteuropäischen 
Sicherheitsarchitektur. 

Gemeinsam wurde beschlossen, die Zusammenarbeit 
zu intensivieren: 

— Die Außen- und Verteidigungsminister der WEU 
und der acht Konsultationspartner werden sich 
künftig jährlich einmal zum Meinungsaustausch 
treffen. 

— Ein Konsultationsforum (Ständiger Rat der WEU 
mit den Botschaftern der Kooperationsstaaten) 
wird mindestens zweimal im Jahr am Sitz der WEU 
zusammentreten. 

— Zusätzlich können sicherheitspolitische Konsulta- 
tionen durch Treffen von ausgewählten WEU- 
Staaten mit einzelnen oder einer Gruppe der 
Konsultativpartner stattfinden. 

Die Gremien der WEU beschäftigten sich auch konti- 
nuierlich und intensiv mit der Krise im ehemaligen 
Jugoslawien. Der Ministerrat am 19. Juni verabschie- 
dete eine eigene Jugoslawien-Erklärung und beauf- 
tragte eine ad hoc-Arbeitsgruppe aus hochrangigen 
Vertretern der Außen- und Verteidigungsministerien 
mit der Untersuchung der Möglichkeiten der WEU, 
einen Beitrag zur Umsetzung aller relevanten 
Beschlüsse des Sicherheitsrat der VN (Rüstungsem- 
bargo, Sanktionen, humanitäre Hilfe und evtl, fol- 
gende Resolutionen) zu leisten. 

Im Berichtszeitraum ist es der WEU gelungen, die 
Beschlüsse von Maastricht zum Ausbau der Rolle der 
WEU als Verteidigungskomponente der Europäi- 
schen Union und als europäischer Pfeiler der Allianz 
konkret umzusetzen und in der Petersberg-Erklärung 
des Ministerrats vom 19. Juni 1992 festzuschreiben. 
Die Grundlagen für den weiteren Fortgang der Bera- 
timgen sind während der deutschen Präsidentschaft 
gelegt worden (Erweiterungs Verhandlungen, Einrich- 
tung der Planungszelle und Benennung von der WEU 
zugeordneten militärischen Einheiten, Umzug nach 
Brüssel). 


III. Tätigkeit des Ständigen Rats 

Der Ständige Rat hatte im Berichtszeitraum ein beson- 
ders intensives Arbeitsprogramm zu erledigen. Im 
Mittelpunkt seiner Arbeit standen dabei die Umset- 
zung der Beschlüsse von Maastricht über die Rolle der 
WEU in der neuen europäischen Sicherheitsarchitek- 
tur, Beratungen über Grundlagen der Erweiterungs- 
Verhandlungen und die Vorbereitungen des Umzugs 
des Rats und des Generalsekretariats nach Brüssel, die 
Intensivierung der Kontakte der WEU zu den neuen 
demokratischen Staaten in Zentraleuropa sowie aktu- 
elle Fragen. Darüber hinaus koordinierte er die Tätig- 
keit der verschiedenen Arbeitsgruppen der WEU. 


Die Sitzung des Erweiterten Ständigen Rats am 
10. Juni 1992 diente der Vorbereitung des Ministerrats 
am 19. Juni 1992. 


IV. Tätigkeiten der Sonderarbeitsgruppe (SWG) 
und der Gruppe der Vertreter der 
Verteidigungsministerien (DRG) 

In beiden Arbeitsgruppen standen die Beratungen 
über die Rolle und Platz der WEU in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur und die Umsetzung der Be- 
schlüsse von Maastricht im Vordergrund. Die Arbeits- 
gruppen leisteten vor allem die Vorarbeit für die 
Petersberg-Erklänmg. 

Die SWG, in der Vertreter der Außenministerien der 
Mitgliedstaaten Zusammentreffen, erarbeitete einen 
Bericht an die Minister mit konkreten Vorschlägen für 
eine Zusammenarbeit der Westeuropäischen Union 
mit der Europäischen Gemeinschaft/Union und der 
NATO. Sie diskutierte insbesondere die Einführung 
gemeinsamer Positionen der WEU in den Konsulta- 
tionsprozeß der NATO. In mehreren Sitzungen wur- 
den Einzelheiten zu den Rechten und Pflichten 
zukünftiger Voll-, assoziierter Mitglieder und Beob- 
achter erarbeitet. 

Neben der allgemeinen Erörterung aktueller sicher- 
heitspolitischer Fragen bereitete die SWG Demarchen 
der deutschen WEU-Präsidentschaft bei denjenigen 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion vor, die den 
KSE-Vertrag noch ratifizieren mußten. Diese Demar- 
chen trugen dazu bei, in diesen Staaten die Bedeutung 
einer baldigen Ratifizierung des KSE-Vertrages zu 
verdeutlichen. Auch zu dem Zustandekommen des 
Vertrags über den „offenen Himmel" hat die WEU 
unter deutscher Präsidentschaft nützliche Beiträge 
geleistet. 

Einen erheblichen Raum nahmen bei den Ausspra- 
chen der SWG die zukünftigen Beziehungen der WEU 
zu den zentraleuropäischen Staaten einschließlich der 
Vorbereitung des Sonder- Ministertreffens der WEU 
am 19. Juni 1992 ein. Nach interner Diskussion auf der 
Grundlage eines von uns als Präsidentschaft vorgeleg- 
ten Entwurfes wurde eine gemeinsame Erklärung mit 
den eingeladenen acht Staaten abgestimmt (s. Bulle- 
tin Nr. 68 vom 23. Juni 1992). 

Die DRG behandelte in erster Linie die Beschlüsse von 
Maastricht zur operationellen Stärkung der WEU. Sie 
erarbeitete eine Dienstanweisung für die militärische 
Planungszelle (Planungsstab). Auf Basis dieser Vorbe- 
reitungen und der Beratungen der Generalstabschefs 
der WEU-Staaten konnten die Minister am 19. Juni 
1992 die Gründung der Planungszelle beschließen. 
Sie soll ab 1. Oktober 1992 in Brüssel auf gebaut 
werden und ab 1. April 1993 voll arbeitsfähig sein. 
Zum ersten Direktor der Planungszelle, die insgesamt 
ca. 25 Offiziere und 15 andere Mitglieder umfassen 
wird, wurde ein italienischer General ernannt. 

Die DRG führte auch eine intensive Aussprache über 
die möglichen Aufgaben von der WEU zugeordneten 
Streitkräften der WEU- Mitgliedstaaten. Diese Diskus- 
sion fand ihren Niederschlag in Teil II der Petersberg- 
Erklärung. 
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V. Tätigkeit der Unter-Arbeitsgruppen 

1, Unter-Arbeitsgruppe „Zusammenarbeit in 
Weltraumfragen" 

Auf der Basis der Beschlüsse des Ministerrats vom 
18. November 1991 koordinierte die Unter- Arbeits- 
gruppe die weiteren Vorbereitungen zur Einrichtung 
eines Analyse- und Auswertungszentrums für Satelli- 
tendaten. Ein Aufbaustab wurde mit der konkreten 
Lösimg von Detailfragen beauftragt. Der erste 
Direktor des Satellitenzentrums, der Brite Blaydes, 
wurde im Februar 1992 in sein Amt eingeführt. Die 
Arbeiten zur Inbetriebnahme des Zentrums verlaufen 
planmäßig: Es soll in Torrejon (Spanien) noch im 

2. Halbjahr 1992 offiziell eröffnet werden. 

Ein Studienmanagementteam in Paris imterstützt die 
Unter-Arbeitsgruppe bei der Steuenmg des Studien- 
programms, mit dem die Möglichkeiten der WEU zur 
mittel- und langfristigen Realisierung einer satelliten- 
gestützten Erdbeobachtung geprüft wird. 


2. Unter-Arbeitsgruppen „Verifikation" und „offener 
Himmel" 

Die Unter- Arbeitsgruppe „Verifikation“ hat im 
Berichtszeitraum die Zusammenarbeit der WEU-Mit- 
gliedstaaten bei der Verifikation von Rüstungskon- 
trollabkommen (Wiener Dokument 92) bzw. deren 
Vorbereitimg (KSE-Vertrag) weiter koordiniert. Die 
von ihr entwickelten Richtlinien für die Bildimg von 
multinationalen Inspektionsteams bei der Verifikation 
des KSE-Vertrages wurden von allen NATO-Staaten 
mit geringfügigen Änderungen als verbindlich akzep- 
tiert. Damit ist erstmals nach dem Gipfel von Maas- 
tricht eine gemeinschaftlich in der WEU vereinbarte 
Position erfolgreich in den Konsultationsprozeß der 
Allianz eingeführt worden. 

Die Unter- Arbeitsgruppe der „open skies“ -Experten 
hat im Berichtszeitraum die Grundlagen für eine 
verstärkte Zusammenarbeit bei der Implementienmg 
des Vertrages über den „Offenen Himmel" gelegt. 
Diese Arbeiten sollen auch im nächsten Halbjahr 
fortgeführt werden. Darüber hinaus fanden Gesprä- 
che zwischen der WEU und der Russischen Föderation 
über mögliche Bereiche einer Zusammenarbeit bei 
der Umsetzung des Abkommens statt. 


3. Unter-Arbeitsgruppe „Mittelmeer" 

Im Mittelpunkt der Arbeit der Unter-Arbeitsgruppe 
Mittelmeer stand im Berichtszeitraum die Ausarbei- 
tung eines Mandats des Ministerrates für die Auf- 
nahme eines Dialogs zwischen der WEU und den 
Maghreb-Staaten, das der Miiüsterrat am 19. Juni 
1992 verabschiedete. Der Dialog mit den Maghreb- 
Staaten soll in einer ersten Phase mit Botschaften der 
Maghreb- Staaten am Sitz der WEU auf genommen 
werden. 

Daneben hat die Gruppe ihre Arbeiten an einer Studie 
zur Sicherheitslage im Maghreb imd zur Proliferation 


von Mas senvemichtungs Waffen im Mittelmeerraum 
sowie an einer Liste von Prinzipien, die bei der Lösung 
von Sicherheitsproblemen im Mittelmeerraum hilf- 
reich sein können, fortgesetzt. Die Lage im ehemali- 
gen Jugoslawien, in Algerien, in der Westsahara und 
auf Zypern, der Stand der „5 + 5"-Gespräche und der 
des KSZM-Projekts waren Gegenstand intensiver 
Erörterung in der Unter-Arbeitsgruppe gewesen. 


VI. Tätigkeit des Generalsekretariats 

Das Generalsekretariat, geleitet von Generalsekretär 
van Eekelen und seinem deutschen Stellvertreter, 
Botschafter Holthoff, war mit der Vorbereitung der 
Ministerräte, der Ständigen Räte, der Arbeitsgruppen 
und der Ausarbeitung von Protokollen und anderen 
Dokumenten befaßt. Bei der Diskussion über die 
Umsetzung der Beschlüsse von Maastricht, insbeson- 
dere zur operationeilen Stärkung der WEU, hat das 
Generalsekretariat gute Vorarbeiten geleistet. Das 
Generalsekretariat hat darüber hinaus an der Intensi- 
vierung der Kontakte der WEU zu den neuen demo- 
kratischen Staaten in Mittel- und Südosteuropa mit- 
gewirkt. Zusammen mit einem Vertreter der deut- 
schen Präsidentschaft führte der Generalsekretär im 
Januar 1992 Erkimdungsreisen in die drei baltischen 
Staaten durch. 


VII. WEU-Institut für Sicherheitsstudien in Paris 

Das WEU-Institut für Sicherheitsstudien veröffent- 
lichte im Mai ein Buch mit der Studie „Westeuropa 
imd der Golf" (auf Englisch und Französisch) Dane- 
ben fertigte es eine Reihe von Papieren für den Rat. 

Im Berichtszeitraum veranstaltete das Institut mehrere 
Seminare und Studien über sicherheits- und rüstungs- 
kontrollpolitische Fragen. Einen Schwerpunkt seiner 
Tätigkeit bildete die Beziehungen der WEU zu ande- 
ren Staatengruppen in Europa; so wurde ein Seminar 
mit den EFTA-Staaten und im Mai 1992 das dritte 
Seminar für Vertreter der Außen- und Verteidigungs- 
ministerien der WEU-Mitgliedstaaten mit ihren Kolle- 
gen aus den zentraleuropäischen Staaten durchge- 
führt. Letzteres Seminar konnte zusammen mit dem 
ungarischen Außenministerium organisiert werden. 
Das Institut führte sein Stipendienprogramm für For- 
scher aus diesen Ländern weiter. 


Vlll. WEU-Versammlung 

Die deutsche Präsidentschaft legte weiter großen Wert 
auf gute Beziehungen zur Parlamentarischen Ver- 
sammlung der WEU. Bundesminister Genscher infor- 
mierte den Präsidialausschuß der Versammlung am 
28. Januar 1992 über die Ergebnisse des Europäischen 
Rats in Maastricht und die dort gefaßten Beschlüsse 
der WEU. Wenige Tage nach dem Ministerrat vom 
19. Juni unterrichtete Bundesmmister Kinkel die Ver- 
sammlung am 25. Juni über die Beschlüsse. 

Auf der Frühjahrstagung der Versammlung (1. bis 

4. Juni 1992) ergriffen für die deutsche Rats-Präsident- 
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Schaft die Bundesminister Kinkel und Rühe das Wort; 
neben programmatischen Aussagen über die ange- 
strebte Rolle der WEU in der neuen europäischen 
Sicherheitsarchitektur bildete die Unterrichtung über 
die Tätigkeit der WEU-Organe im Berichtszeitraum 
weitere Schwerpunkte der Reden mit anschließender 
Diskussion. Das Interesse der Abgeordneten galt 
dabei insbesondere den zukünftigen Verbindungen 
der WEU zur Union und zur NATO, der Erweiterung 
der WEU um zukünftige Voll- und assoziierte Mitglie- 
der und der Teilnahme von Beobachtern sowie der 
Stärkung der Operationellen Rolle der WEU. 

Die WEU- Versammlung führte zusammen mit dem 
deutschen Bimdestag vom 3 1 , März bis 2. April 1992 in 
Berlin ein Kolloquium über die Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit der WEU mit den mittelost- und 
südosteuropäischen Staaten durch. Bei diesem Kollo- 
quium sprachen u. a. die Außenminister Polens und 
Rumäniens sowie offizielle Vertreter Ungarns, der 
CSFR, Bulgariens imd der baltischen Staaten über ihre 


Vorstellungen zum Ausbau der Beziehungen ihrer 
Staaten zur WEU und gaben ihren besonderen sicher- 
heitspolitischen Anliegen Ausdruck. Bundesminister 
Genscher stellte in seiner Ansprache die Vorstellun- 
gen der Bundesregierung dar. 

Der Verteidigungsausschuß der Versammlung unter- 
nahm Ende Januar eine Reise nach Bonn, Kiel und 
Potsdam; der Ausschuß für nationale Parlamente 
besuchte im März 1992 Frankfurt/Oder und Pots- 
dam. 

Nach dem Tod des bisherigen Präsidenten der WEU- 
Versammlung, Pontillon, wurde bei der Frühjahrsta- 
gung das deutsche Mitglied der WEU- Versammlung, 
Prof. Dr. Soell, zum neuen Präsidenten gewählt. 
Zusammen mit dem Vorsitzenden des Haushaltsaus- 
schusses besuchte er am 24. Juni 1992 London, um 
dem Ständigen Rat die politischen Prioritäten der 
Versammlung und deren Auswirkungen auf ihren 
Haushalt darzulegen. 
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